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Es gilt das

gesprochene Wort

Rede von Ministerpräsident a. D. Dr. Stoiber bei dem von ACTAL veranstalteten Seminar „“Hin zu einem effektiven Ansatz, die Bürokratiekosten nach 2010 in Angriff zu nehmen“ am 24. Juni 2010 in Den Haag
	


Sehr geehrter Herr Vorsitzender van Eijck,
sehr geehrter Herr Minister de Jager,

sehr geehrter Herr Stellvertretender Generalsekretär de Geus,
sehr geehrte Damen und Herren,

nachdem ich zuletzt im Oktober 2008 die Niederlande besucht habe, um mit der Regierung, Vertretern der Wirtschaft und bei Unternehmen vor Ort über die Belastungen von Betrieben durch übermäßige europäische Bürokratie zu sprechen, freue ich mich heute, bei Ihnen sein zu können. Das große Interesse an dieser Veranstaltung und die Teilnahme von hochkarätigen Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft unterstreicht, dass dies ein gut gewählter Zeitpunkt ist. Einerseits muss nach den Parlamentswahlen vom 9. Juni die neue niederländische Regierung auch bald klären wie es mit dem Bürokratieabbau in den Niederlanden und ACTAL, dessen Mandat 2011 ausläuft, weitergehen soll. Zum anderen gibt es wichtige neue Entwicklungen auf nationaler und europäischer Ebene:
· die Ausweitung der Aufgaben der unabhängigen Räte in Deutschland, Großbritannien und Schweden

· den neuen Ansatz von Kommissionspräsident Barroso für eine intelligente Regulierung (Smart Regulation)

· die Verlängerung und Ausweitung des Mandats der HLG. 

Diese Entwicklungen habe ich gestern im Europäischen Parlament mit den Mitgliedern des beim Bürokratieabbau federführenden Rechtsausschusses intensiv erörtert. 
· Anrede -

Holland hat mit der Entwicklung des Standardkostenmodells seit 1993 und der Einrichtung von ACTAL im Jahr 2000 Bahnbrechendes für den Bürokratieabbau in Europa geleistet. 
Die Messung der Bürokratiekosten mit dem Standardkostenmodell zeigt, wie teuer einzelne Vorschriften für Unternehmen sind. Damit bekommen diese sozusagen ein Preisschild. Nicht umsonst lautet ein wichtiges Argumente beim Bürokratieabbau: „Nur was gemessen wird, wird auch abgebaut“. Dies ist auch ein wesentlicher Grund, warum eine vollständige Bestandsmessung so wichtig ist. Hier sind die Niederlande, Großbritannien, Deutschland, Schweden, Dänemark, Österreich und Tschechien mutig vorangeschritten. Andere Mitgliedstaaten sind bei weitem noch nicht soweit. Und auch die EU strebt trotz einer Ausweitung ihres Aktionsprogramms gegenwärtig noch keine vollständige Bestandsmessung an. 
Die Bedeutung, die dem Bürokratieabbau beigemessen wird, hat natürlich auch mit dem Druck der Öffentlichkeit und Unternehmen zu tun. Laut EUROBAROMETER, einer Umfrage im Auftrag der EU-Kommission, verbinden 38 % der Befragten in Deutschland mit der EU vor allem Bürokratie. In Holland sind es 27 %. Und auch in Großbritannien, Österreich und in Skandinavien sind die entsprechenden Werte vergleichbar hoch. Im EU-Durchschnitt sind dies nur 18 % und in Italien und Portugal sogar nur 5 bzw. 3 %. Der für Verwaltungsvereinfachung zuständige Minister Renato Brunetta hat mir dies letztes Jahr in Rom damit erklärt, dass von den historisch vorhandenen fünf Systemen (Piemont, Lombardei-Venetien, Toskana, Kirchenstaat und dem bourbonischen Königreich Neapel) nach der Einigung 1861 das schlechteste Verwaltungssystem, nämlich das bourbonische, für ganz Italien übernommen worden sei. Deshalb würden die Italiener jede andere Regelung als „Segen“ vorziehen und dankbar europäische Vorgaben aufgreifen.
Die Messungen zeigen auch, dass KMUs von Bürokratiekosten besonders stark betroffen sind. Während bei Großunternehmen nur rd. 2 Prozent des Umsatzes für Bürokratiekosten aufgewendet werden müssen, sind dies bei KMUs bis zu 10 Prozent des Umsatzes. Dies unterstreicht, wie wichtig der Bürokratieabbau gerade für den Mittelstand ist.

Die Niederländer waren auch die ersten, die die durch Informationspflichten verursachten Verwaltungslasten um netto 25 % abgebaut haben und sich dann weitere 25 % Abbau zum Ziel gesetzt haben. Allerdings, und das haben mir bei meinen Gesprächen im Oktober 2008 die holländischen Unternehmer bestätigt, wird die Entlastung oft nicht als spürbar wahrgenommen, insbesondere weil Informationspflichten nur einen Bruchteil der bürokratischen Belastung insgesamt ausmachen. Der materielle Erfüllungsaufwand der Vorschriften ist wesentlich bedeutsamer. Und Irritationskosten wie im Bereich Statistik werden von den Unternehmen besonders häufig als übermäßige Bürokratie empfunden. 
Auch hier gehen die Niederlande voran. In wichtigen Feldern wie Raumplanung, Umwelt und Wohnungsbau wurden die Erfüllungskosten insgesamt um 14 % reduziert. Auch das ist eine beachtliche Pionierleistung. Gleiches gilt für die Nettoentlastung der Bürger, die als Zeitersparnis gemessen wird. Hier geht die Nettoentlastung der Bürger über das 25 %- Ziel hinaus und soll 2011 31 % betragen.
Dies sind beeindruckende Erfolge. Und ich will „kein Wasser in den Wein gießen“, wenn ich darauf hinweise, dass der Bürokratieabbau natürlich eine Daueraufgabe ist und auch Deutschland, Großbritannien und Schweden ihren unabhängigen Räten („watchdogs“) verstärkt umfangreiche Kompetenzen sowohl beim Bürokratieabbau ex-post wie auch bei der Bürokratievermeidung ex-ante übertragen. Das wird sicher auch ein Ansporn für die neue niederländische Regierung sein, den Bürokratieabbau und ACTAL noch weiterzuentwickeln und zu verstärken.

Die deutsche Bundesregierung hat im Oktober 2009 eine umfangreiche Ausweitung des Bürokratieabbaus und der Zuständigkeiten des Nationalen Normenkontrollrats angekündigt, die nach der Sommerpause in Kraft treten werden: 
· Nachdem bisher nur die durch Informationspflichten der Wirtschaft verursachten Kosten gemessen und verringert wurden, sollen künftig auch die Informationspflichten für den Bürger und die gesetzlichen Handlungspflichten für Wirtschaft, Bürger und Verwaltung geprüft werden, bevor Gesetze vorgelegt werden. 

· Bei Gesetzen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften soll verstärkt geprüft werden, ob von der Möglichkeit der Befristung Gebrauch gemacht werden kann. 
· Besonders bedeutsam ist, dass dem Normenkontrollrat eine Prüfung der Erfüllungskosten übertragen wird. Für die Zeit nach 2011 hinaus will die Bundesregierung ein ehrgeiziges Abbauziel für den gesamten gemessenen Erfüllungsaufwand festlegen. In einem ersten Schritt soll in Pilotbereichen für Wirtschaft, Bürger und Verwaltung der Erfüllungsaufwand um durchschnittlich 25 Prozent netto reduziert werden, beispielsweise im Planungs- und Baurecht von Infrastrukturvorhaben; bei Steuererklärungen sowie steuerlichen und zollrechtlichen Nachweispflichten oder bei Aufbewahrungs- und Prüfungsfristen nach Handels-, Steuer- und Sozialrecht.
Die neuen unabhängigen Räte in Großbritannien und in Schweden, das Regulatory Policy Committee (RPC) und der Regelradet prüfen neue Rechtsvorhaben auf Bürokratiekosten und die Qualität der Folgenabschätzungen der Ministerien. Sie orientieren sich damit am System der Folgenabschätzung, das die EU-Kommission in ihrer letzten Amtszeit entwickelt hat und das Beachtliches geleistet hat, auch wenn es bei der Prüfung der Bürokratiekosten noch deutlichen Verbesserungsbedarf gibt. 

· Anrede -

Präsident Barroso hat im Rechtsetzungsprozess der EU und beim Bürokratieabbau einen Mentalitätswandel eingeleitet, auch wenn wir nach wie vor vielen Widerständen begegnen. Schritt für Schritt setzt sich aber in Brüssel eine neue Denkkultur durch, die überflüssige Bürokratie ernsthaft vermeiden will. Während früher nur das Ziel einer Regelung im Vordergrund stand, werden heute auch die negativen Nebenwirkungen gesehen. Um diese zu minimieren, setzt Kommissionspräsident Barroso nun auf „Smart Regulation“, d.h. intelligente Regulierung. 
Bei diesem Konzept geht es nicht um mehr oder weniger Rechtsvorschriften, sondern darum, wie Ziele mit möglichst geringen Belastungen erreicht werden können. Die intelligente Regulierung soll zur Verwirklichung der ehrgeizigen Ziele von „Europa 2020“ beitragen, der neuen Wachstumsstrategie der EU. Hier geht Europa voran und ist inzwischen für viele Mitgliedstaaten ein Vorbild. Ich unterstütze diesen Ansatz nachdrücklich. 
Die Kommission hat zudem in ihrer Mitteilung vom 22. Oktober 2009 darauf hingewiesen, dass nach Schätzungen 32 % der mit europäischen Verwaltungslasten verbundenen Verwaltungslasten auf gold-plating zurückgehen, d. h. auf die Entscheidung einiger Mitgliedstaaten, über das von der EU vorgegebene Mindestmaß hinauszugehen, und auf die Ineffizienz ihrer Verwaltungsverfahren. Der Fokus der Bürokratiekritik in der Öffentlichkeit wird sich deshalb künftig verstärkt auf die Mitgliedstaaten richten. 
Auch beim Bürokratieabbau will Präsident Barroso mit Unterstützung der High Level Group vorangehen. Ich möchte daran erinnern, dass die Gruppe bereits im September 2009 ein Paket mit über 260 Vorschlägen vorgelegt hat, das die Betriebe um rund 41 Mrd. Euro entlasten würde. Die EU-Kommission geht hier jetzt in Vorlage. Sie kann damit ihr Ziel erreichen, bis 2012 25 Prozent der Bürokratiekosten für die 23 Millionen Betriebe in Europa einzusparen. Diese Entlastung ist im Übrigen das einzige Konjunkturprogramm, das den Staat und den Steuerzahler keinen Cent kostet. Gerade in der derzeitigen Krise ist das eine große Chance für eine Entlastung der Millionen Unternehmen in der EU. 

Das Plenum des Europäischen Parlaments hat am 10. März 2010 mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit (445 Ja - 196 Nein - 21 Enthaltungen) einem der beiden wuchtigsten Vorschläge zum Bürokratieabbau, dem Wegfall der EU-Handelsbilanz für Mikrounternehmen, bereits zugestimmt. Das Einsparvolumen dieses Vorschlags liegt bei über 6 Mrd. Euro. Leider gibt es noch eine Blockade-Minderheit von Mitgliedstaaten gegen diesen Vorschlag im Rat (Frankreich, Belgien, Luxemburg, Italien, Österreich, Spanien und Portugal). Ich setze mich intensiv bei den Regierungen dieser Mitgliedstaaten dafür ein, dass sie ihm nun endlich auch zustimmen. Es handelt sich ja um einen Kompromissvorschlag, eine Öffnungsklausel für die Mitgliedstaaten, die es ihnen ermöglicht, die Mikrounternehmen von EU-Handelsbilanz und Rechnungslegung zu befreien. Insbesondere Frankreich hat hier eine Schlüsselrolle. Ich werde deshalb demnächst bei Gesprächen in Paris weiterhin darauf drängen, dass Frankreich seine Position überdenkt und diesen wichtigen Vorschlag nicht länger blockiert.
Sehr weit ist der zweite zentrale Entlastungsvorschlag, die Neuregelung der Mehrwertsteuerabrechnungen für die Finanzämter. Bisher müssen sie von Firmen, die Steuern zurückerhalten wollen, als Papier vorgelegt werden. Künftig soll das elektronisch gehen. Die Finanzminister der Mitgliedstaaten haben sich nach Anhörung des Europäischen Parlaments schon grundsätzlich geeinigt, so dass es bei der förmlichen Entscheidung im Rat keine Schwierigkeiten mehr geben dürfte. Diese soll jetzt im Juli 2010 erfolgen. Die Neuregelung muss dann noch in den Mitgliedstaaten umgesetzt werden. Bei 40 Milliarden Rechnungen, die pro Jahr europaweit verschickt werden, würde das allein 18 Milliarden Euro jährlich sparen. 
Entscheidend für den Erfolg des Bürokratieabbaus ist jetzt, dass die Abgeordneten im Europäischen Parlament und die Regierungen der Mitgliedstaaten im Ministerrat nicht auf die Bremse steigen. Denn Unternehmen und Bürger haben kein Verständnis dafür, dass Vorschläge zum Bürokratieabbau jahrelang ohne konkretes Ergebnis beraten werden. Dies schadet der Akzeptanz der europäischen Politik ganz erheblich. 

· Anrede – 

Wie geht es nun weiter? Präsident Barroso und ich haben am 15. April 2010 in einem intensiven Gespräch die Perspektiven des Bürokratieabbaus auf EU-Ebene erörtert und dabei ein hohes Maß an Übereinstimmung erzielt. Wir sind uns einig, dass der eingeschlagene Weg zu einem unbürokratischeren und bürgernahen Europas konsequent weiter beschritten werden muss. Deshalb habe ich die Bitte des Präsidenten angenommen und werde meine ehrenamtliche Arbeit in Brüssel bis Ende 2012 verlängern. Das neue Mandat wird im Juli oder August 2010 beschlossen werden. 
Ein ganz wichtiger Schritt ist, dass der Präsident meinem Vorschlag folgt und die Aufgabe des Bürokratieabbaus jetzt als zentrale Querschnittsaufgabe bei ihm selbst im Generalsekretariat ansiedelt. Das ist ein politisches Bekenntnis, das absoluten Rückenwind gibt. 

Präsident Barroso will die ehrenamtliche Aufgabe erheblich ausbauen. Die Überprüfung des EU-Rechtsbestands auf überflüssige Bürokratiekosten für Unternehmen soll weiter ausgedehnt werden, auch wenn die EU-Kommission noch keine vollständige Bestandsmessung und kein Nettoziel anstrebt. Die Gruppe soll künftig auch bei allen Vereinfachungsvorschlägen der EU-Kommission mit einbezogen werden und ihre Expertise einbringen. 

Zusätzlich soll die Expertengruppe künftig folgende Aufgaben übernehmen:

· Auf Bitte des Präsidenten werde ich noch häufiger in das Europäische Parlament und in den Rat gehen und mich dort für die Zustimmung zu unseren Vorschlägen einsetzen. Gestern war ich im federführenden Rechtsausschuss und am 31.8.2010 werde ich dem Vorstand der sozialistischen Fraktion über unsere Arbeit berichten, wie ich dies bereits bei der EVP und der liberalen Fraktion im EP gemacht habe. Der Vorsitzende der Sozialistischen Fraktion, Martin Schulz, der unserer Arbeit zunächst sehr kritisch gegenüberstand, hat mir in einem ausführlichen Gespräch am 15. April 2010 seine Unterstützung für den Bürokratieabbau in Europa zugesagt. Ich werde auch wieder in den Wettbewerbsfähigkeitsrat gehen, um mit den Wirtschaftsministern der 27 Mitgliedstaaten die Fortschritte und weiteren Herausforderungen beim Bürokratieabbau auf europäischer und nationaler Ebene zu erörtern.
· Die Kommission wünscht, dass die Gruppe die Umsetzung europäischen Rechts in den Mitgliedstaaten unter die Lupe nimmt. Welches Land setzt EU-Richtlinien möglichst unbürokratisch um? Ein entsprechender „Umsetzungsbericht“ mit Best Practices soll im November 2011 vorgelegt werden. Dies ist wahrlich ein weites Feld, das von uns als ehrenamtlich tätiger Gruppe mit bescheidenen Ressourcen beackert werden soll. Ob wir das wirklich alles leisten können, weiß ich noch nicht. Jedenfalls haben wir in unserer HLG-Sitzung am 20. Mai 2010 mit einem Länderbericht über Spanien begonnen und werden dies in unserer nächsten Sitzung am 8. Juli 2010 mit Länderberichten über Belgien, Großbritannien und Polen fortsetzen. Auch hier wird sich der Fokus beim EU-Bürokratieabbau verstärkt auf die Umsetzung europäischer Vorgaben in den Mitgliedstaaten richten.
· Bei neuen Rechtsvorhaben der EU-Kommission soll das Fachwissen der Expertengruppe ebenfalls genutzt werden. Dazu wird in unser neues Mandat die Zusammenarbeit mit dem Impact Assessment Board, dem internen Folgenabschätzungsausschuss der Kommission, aufgenommen. Dies ist vor allem deshalb so wichtig, weil die Bedeutung Europas für die Rechtsetzung immer größer wird und die Änderung von einmal beschlossenen Rechtsvorschriften außerordentlich mühsam und langwierig ist. Sie wissen ja, dass die Kommission hier große Vorbehalte hatte, weil sie eine Einflussnahme von außen befürchtet. Uns geht es aber ausschließlich um eine Beratung der Kommission zu den Bürokratiekosten bei neuen Vorschlägen. Ich bin deshalb überzeugt, dass der strukturierte Informations- und Erfahrungsaustausch sich in der Praxis bewähren wird und die Folgenabschätzungen der Kommission hinsichtlich der Bewertung der Bürokratiekosten verbessert werden können.
Sie sehen, dass die Kommission große Erwartungen in die Arbeit der High Level Group setzt. Wir werden uns als ehrenamtlich tätige Gruppe bemühen, diesen Erwartungen trotz unserer beschränkten Möglichkeiten gerecht zu werden. Natürlich haben wir eine rein beratende Funktion. Wir selber haben es nicht in der Hand, unsere Vorschläge auch umzusetzen. Aber die Öffentlichkeit erwartet von Kommission, Europäischem Parlament und Ministerrat zu Recht, dass Ernst mit dem Bürokratieabbau gemacht wird. 
Die Mitwirkung der Vorsitzenden des NKR und RPC und von Robin Linschoten als Mitglieder der HLG sowie von ACTAL und Regelradet als Beobachtern ist für die erfolgreiche Arbeit der High Level Group von entscheidender Bedeutung. Mit dieser Verzahnung entwickelt sich ein europäisches Frühwarnsystem zur Vermeidung übermäßiger Bürokratie. Die Weiterentwicklung des Bürokratieabbaus auf nationaler Ebene ist dabei ein ganz wesentlicher Bestandteil. Ich bin deshalb überzeugt, dass auch die neue holländische Regierung dem Bürokratieabbau verpflichtet bleibt und bestrebt sein wird, die bestehenden und bewährten Strukturen, insbesondere mit ACTAL als unabhängigem Gremium, noch weiter auszubauen und zu stärken.
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